
und, wenn es sich um leitende und andere Angestellte von Zentralstellen 
handelt, der Kontrollrat zuständig. Wenn sich aus der Überprüfung ein­
deutig ergibt, daß der Betroffene nur ein nomineller Nationalsozialist und 
weder ein Militarist noch eine den alliierten Zielen feindlich gegenüber­
stehende Person ist, kann er ungeachtet der zwingenden Vorschriften dieser. 
Direktive im Amte verbleiben.

6. Entfernung und Ausschluß nach Ermessen

Zwischen der Gruppe von Personen, deren Entfernung und Ausschluß 
von Ämtern und verantwortlichen Stellungen in Artikel 10 z w i n g e n d  
vorgeschrieben ist, und der Gruppe, die in keiner Weise an nationalsozialisti­
scher Tätigkeit teilgenommen hat, steht die große Zahl von Deutschen, 
deren Verbindung und Zusammenarbeit mit den Nationalsozialisten Um­
fang und Art nach ebenso wie ihre früheren und gegenwärtigen Beweg­
gründe Zweifel unterliegen und daher sorgfältiger Untersuchung bedürfen.

Den Abteilungen und Zweigstellen (der M.R.) ist es auf entsprechenden 
Rat der Abt. für öff. Sicherheit (der M.R.), der im Einvernehmen mit der 
Abt. für Geheimdienst festgelegt wird, anheimgestellt, solche Personen zu 
beschäftigen oder sie in ihrem Amt oder ihrer Stellung von Bedeutung zu 
belassen. Personen, die in dem Ermessen unterliegende Kategorien fallen, 
sollen jedoch nur dann in ihren Stellungen belassen werden, wenn anderes 
geeignetes Personal nicht zur Verfügung steht, und nur so lange, bis an­
deres, geeignetes Personal verfügbar wird. Richtlinien zur Beurteilung der 
Zuverlässigkeit solcher dein Ermessen unterliegender Fälle folgen in 
Artikel 11.

7. Weitere Nachprüfung von im Dienst belassenen oder neu 
bestellten Personen

Die Belassung Deutscher in Ämtern oder Stellungen von Bedeutung 
oder ihre Neueinsetjung ist als vorläufige Maßnahme anzusehen und unter­
liegt späterer Nachprüfung.

Dies bezieht sich ganz besonders auf Fälle, in denen es im Ermessen 
der Behörden liegt, Personen im Amte zu belassen. Solche Personen unter­
liegen weiterer sorgfältiger Prüfung, sobald die Durchsicht der im Dienste 
befindlichen Beamten und der Bewerber für N e u e i n s t e l l u n g  beendet 
ist, wobei neu aufgetauchte Unterlagen und auch Haltung und Führung der 
betreffenden Personen seit ihrer Belassung im Dienst oder ihrer Neuein- 
setjung zu berücksichtigen sind.

Die Annahme, daß Beamte, die durch die Militärregierung neu eingese^t 
wurden, weil sich aus den Nachprüfungen ergab, daß sie von national­
sozialistischer I d e o l o g i e  f r e i  sind und dem nationalsozialistischen Re­
gime feindlich gegenüberstanden, deshalb mit einer fortgese^ten alliierten 
Besetjung und ihren Zwecken einverstanden sind, ist nicht gerechtfertigt.
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